









pTA: die erste österr.
BürgerInnenkonferenz
HTA: Chronische Hepatitis C
Bedingungen für
Lebenszufriedenheit
Privacy in Europas Zukunft
Editorial
Liebe Leserinnen und Leser!
Der Anschlag auf das New Yorker World Trade
Center, das Übergreifen des Terrors auf Europa
und der Anstieg der Kleinkriminalität seit der
Öffnung des Ostens haben einen Trend der
Verunsicherung der Bevölkerung verstärkt, der
schon seit den späten siebziger Jahren zu be-
obachten ist. Große Teile der Bevölkerung ru-
fen nach mehr Überwachung und nach mehr
Polizei, obwohl ihr nur 75 % der Österreicher
trauen (gegen 85-90 % der Skandinavier). Die
Politiker und vor allem die Sicherheitsbehörden
folgen solchen Wünschen nur zu gerne. Da-
mit erwecken sie jedoch gefährlich-falsche Er-
wartungen: Denn die Vergangenheit hat nur
zu deutlich gezeigt, dass die Attentate durch zu-
sätzliche technische Überwachungsmaßnah-
men nicht zu verhindern gewesen wären; nicht
an solchen mangelte es, sondern bestenfalls an
der Auswertung und Interpretation ohnedies
vorhandener Information.
Es gehört zu den grundlegenden Erkenntnissen
der Technikfolgen-Abschätzung, dass Technik
per se kaum je in der Lage ist, andere als rein
technische Probleme zu lösen. Weitere Terrorat-
tacken werden demgemäss trotz der zusätzli-
chen Überwachungseinrichtungen nicht verhin-
dert werden können. Aber jede neue Attacke
wird eine weitere Drehung des Teufelskreises
ständig verschärfter Überwachung auslösen. Ir-
gendwann wird die Enttäuschung der Bevöl-
kerung das Klima umschlagen lassen, und sich
scharf gegen die „Ineffizienz“ von Politik, Poli-
zei und Geheimdiensten wenden. Die Folgen
sind unabsehbar.
Statt erhebliche Mittel in technische Einrichtun-
gen zu investieren, deren einzige Folge ein neu-
er Schritt in Richtung Orwell’scher Überwa-
chungsstaat wäre, muss ein breiter Ansatz ge-
wählt werden. Erstens müssen rasch Schritte
zur Beseitigung der wahren Ursachen des Ter-
rors auf nationaler und europäischer Ebene ge-
setzt werden; das ist allerdings ein langer und
schwieriger Weg, der auch nie voll erfolgreich
sein kann: Kriminelle und Fanatiker wird es
immer geben. Als zweiter Schritt wird man da-
her nicht herumkommen, besonders gefährde-
te Objekte mit Hilfe technisch-organisatorischer
Maßnahmen besonders zu schützen – Überwa-
chung von Objekten ist einfacher und unbe-
denklicher als die Überwachung der Bevölke-
rung. Drittens aber, als wichtigster Punkt: Maß-
nahmen zur Bewusstseinsbildung der Bevöl-
kerung. Die durch die Anschläge und die Be-
richterstattung gesteigerte Verunsicherung hat
zu überschiessenden Reaktionen geführt – man
ist zunächst bereit mehr Überwachung zu to-
lerieren, wenn dadurch Anschläge verhindert
werden können. Doch das kann und darf nicht
versprochen werden; der Bevölkerung muss be-
wusst werden, dass absolute Sicherheit auf kei-
ne Weise erreicht werden kann, und zusätzliche
Sicherheit durch Überwachung durch gerin-
gere persönliche Freiheit erkauft werden muss.
Alle Erfahrung mit Diktaturen zeigt jedoch, dass
Eingriffe in die Privatsphäre sehr rasch auf mas-
sive Ablehnung stoßen. Abgesehen von der ma-
teriellen Fehlinvestition wäre es auch politisch
äußerst problematisch, wenn eine Debatte da-
rüber entstünde, wieweit die Regierungen At-
tentatsängste dazu benutzt hätten, um Überwa-
chungseinrichtungen zu installieren, die manche
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BürgerInnenkonferenzen sind ein wich-
tiges Instrument partizipativer Politik-
beratung. Von solchen Verfahren erwar-
tet man, dass Werturteile und Sichtwei-
sen von informierten Laien eingebracht
werden, die ansonsten – im Diskurs der
ExpertInnen – zu kurz kommen. Im letz-
ten Jahr wurde in Wien eine BürgerIn-
nenkonferenz zum Thema genetische
Daten durchgeführt. Die Analyse von de-
ren Organisation, Ablauf und Ergebnis-
sen war Gegenstand eines kürzlich am
ITA abgeschlossenen Projekts.
Partizipative Formen der TA sind seit den 1990er
Jahren verstärkt in der Diskussion, und das aus
gutem Grund. Die rasanten Fortschritte in den
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien, die moderne Bio- oder die Nanotechno-
logie konfrontieren eine wertpluralistische Ge-
sellschaft mit ethischen Herausforderungen und
politischen Entscheidungszwängen. Diese tref-
fen auf eine Gesellschaft, in der zentrale Ge-
wissheiten der Nachkriegsjahrzehnte brüchig
geworden sind. Man denke etwa an die sinken-
de Akzeptanz gegenüber staatlichem Handeln,
an das schwindende Vertrauen in die Progno-
sefähigkeit der Wissenschaft oder an den Au-
toritätsverlust von ExpertInnen. All dies hat zur
Folge, dass die Legitimation einer TA, die sich
allein auf die Urteile von ExpertInnen stützt,
zunehmend problematisch wird. Eine Antwort
auf diese Entwicklung ist der Versuch, außer-
wissenschaftliche Vernunft in den Prozess der
Bewertung von Technologien einzubeziehen.
Mit der Konsensuskonferenz hat der dänische
Technologierat ein partizipatives Verfahren ent-
wickelt, das zum Vorbild für BürgerInnenkon-
ferenzen in vielen Ländern wurde – nicht zuletzt
für Österreich.
Die österreichische BürgerInnenkonferenz „Ge-
netische Daten – woher, wohin, wozu?“ wurde
vom 20. bis 23. Juni 2003 in Wien von der PR-
Agentur „communication matters“ als Teil einer
„Public-Awareness“-Kampagne des Rats für For-
schung und Technologieentwicklung zum Thema
Innovation durchgeführt. Trotz zeitlicher Ver-
zögerung und ökonomischer Engpässe wurde
so der Nachweis erbracht, dass derartige part-
zipative Verfahren auch in Österreich durchge-
führt werden können.
Im Mittelpunkt des ITA-Projekts stand die Ana-
lyse der institutionellen Einbettung und Orga-
nisation sowie des Ablaufs und der Ergebnis-
se der österreichischen BürgerInnenkonferenz.
Darüber hinaus wurde eine Einordnung die-
ser Veranstaltung in den internationalen Kon-
text vorgenommen. Zur Bewertung der konkre-
ten Ergebnisse wurden zunächst die mit der Kon-
ferenz verbundenen Zielvorstellungen analy-
siert. Schließlich müssen sich mit der Durch-
führung von BürgerInnenkonferenzen ja nicht
zwangsläufig normativ anspruchsvolle Ziele
verbinden; man kann sie auch in den Kontext
eines traditionellen „Public Understanding of
Science“, also einer bloßen Wissensvermittlung
stellen. Die weitere Analyse umfasste wesent-
liche „Meilensteine“ der Konferenz wie die Aus-
wahl der Laien, der ExpertInnen und des The-
mas; die Bewertung der Moderation, der Stel-
lungnahme des Laienpanels sowie die Reso-
nanz in Medien, Politik und Wissenschaft. Auf-
grund des speziellen Interesses an der Frage,
wie die Meinungsbildung und die Erstellung des
BürgerInnen-Votums abliefen, wurden Grup-
penprozesse und Interaktionen zwischen Laien
und ExpertInnen besonders detailliert unter-
sucht. Aus der Analyse ergibt sich folgendes
Bild:
Zunächst erwies sich der institutionelle Kontext
des Projekts als problematisch, weil einige Ak-
teure der Veranstaltung mangelnde Glaubwür-
digkeit attestierten. Ganz offensichtlich wurde
eine PR-Agentur nicht als seriöser Träger an-
gesehen. Im Nachhinein lässt sich allerdings
feststellen, dass der Veranstalter diese Beden-
ken mit der konkreten Form der Durchführung
entkräftet hat.
Für die wissenschaftliche Beratung wurde eine
Arbeitsgruppe aus Natur- und Sozialwissen-
schafterInnen hinzu gezogen. Eine klare Ziel-
vorstellung für diese BürgerInnenkonferenz wur-
de von dieser aber nicht entwickelt. Das hatte
zur Folge, dass die Erfolgskriterien der Veran-
staltung diffus blieben und die Ansprüche an
das Verfahren recht gering gehalten wurden –





das Verfahren wurde vor allem unter dem prag-
matischen Gesichtspunkt des reibungslosen Ab-
laufs durchgeführt.
Das gewählte Thema erwies sich als eher un-
klar und wenig aktuell. Die Laien hatten Schwie-
rigkeiten mit dessen Eingrenzung, und für die
Medien war es aufgrund mangelnder Aktuali-
tät wenig attraktiv. Die Auswahl an ExpertIn-
nen war in manchen Bereichen zu gering. Die
finanziellen Mittel ließen es jedoch nicht zu,
ExpertInnen aus dem deutschsprachigen Aus-
land hinzu zu ziehen. Die Auswahl der Teilneh-
merInnen war sorgfältig und ausgewogen. Das
Laienpanel erwies sich als sehr harmonisch,
und im Verlauf des Projekts ließ sich bei den Lai-
en ein substanzieller Wissenszuwachs feststel-
len.
Die öffentliche Konferenz am 20. und 21. Ju-
ni 2003 war äußerst schwach besucht. Zwi-
schen den Laien und ExpertInnen gab es nur
wenig Diskussion; die Kommunikation war
stark auf Faktenfragen konzentriert. Auch im
Vorfeld der Konferenz waren die Laien vor al-
lem an Fakten, weniger an Bewertungen und
ethischen Implikationen interessiert. Die Stel-
lungnahme der BürgerInnen fiel inhaltlich we-
nig bemerkenswert aus und war stark von den
Aussagen der ExpertInnen geprägt.
Die Moderation achtete sehr auf Neutralität
und die Herstellung von Gruppenharmonie.
Lebhaften Kontroversen stand diese Harmonie-
orientierung allerdings im Wege. Der gruppen-
dynamische Akzent erforderte einen zweiten
Moderator. Dies führte im konkreten Fall zu
einer unklaren Trennung zwischen Projektma-
nagement und Moderation.
Die BürgerInnenkonferenz fand weder in der
Politik noch in den Printmedien nennenswerte
Beachtung, der ORF hingegen berichtete aus-
führlicher. 
Diese Kritik deutet darauf hin, dass es bei der
Durchführung einer neuen BürgerInnenkonfe-
renz einige wichtige Punkte zu beachten gilt: 
1. Es bedarf konkreter Zielvorstellungen mit
klarer Arbeitsteilung zwischen konzeptionel-
len und operativen Aufgaben. 
2. Die Veranstalter müssen im Vorfeld für Rück-
halt in der Politik sorgen. 
3. Die Printmedien müssen schon in der Vor-
bereitung verstärkt beteiligt werden. 
4. Das Thema der Konferenz sollte aktuell und
entscheidungsrelevant sein. 
5. Die Diskussionen mit den ExpertInnen soll-
ten lebhaft sein, die Laien zu Dissens ermu-
tigt werden. 
6. Die Stellungnahme des Laienpanels sollte
eigenständige Beurteilungen der Materie
enthalten.
Der vollständige Projektbericht wird nach er-
folgter Präsentation durch die Auftraggeber auf
der Homepage des ITA zugänglich gemacht
werden.
(Alexander Bogner)
Seit Anfang 2001 haben BürgerInnen
die Möglichkeit am EU Talkboard „Ihre
Stimme in Europa“ politische Themen
von Europarelevanz zu diskutieren. Das
ITA unternahm im Rahmen eines For-
schungsprojekts eine empirische Unter-
suchung, die der Frage nach der Dis-
kursqualität und der Interaktionsbereit-
schaft in Online Debatten gewidmet war. 
Der politische Diskurs zwischen EuropäerIn-
nen am EU Talkboard „Ihre Stimme in Europa“
(http://europa.eu.int/yourvoice/index_de.htm)
stand im Mittelpunkt einer empirischen Unter-
suchung, die im Rahmen des ITA Projekts „Eu-
ropeans have a Say: Online Debates and Con-
sultations“ soeben abgeschlossen wurde. Mit
Hilfe einer quantitativen Inhaltsanalyse wurde
zum einen die Frage erörtert, inwieweit sich die
TeilnehmerInnen „interaktionsfreudig“ mit ande-
ren DiskutantInnen zeigten, zum anderen wur-
den ausgewählte Online Diskussionen hinsicht-
lich ihrer Diskursqualität durchleuchtet. Als the-
Wer redet mit?
Diskursqualität in EU Online Debatten
oretische Grundlage für diese empirische Ana-
lyse diente hierzu die „deliberative Demokra-
tietheorie“, in der Interaktion und der „kritisch-
rationale Diskurs“ als Kernvariablen definiert
und in statistisch fass- und messbare Katego-
rien übersetzt wurden. 
Knapp 2.200 Diskussionsthemen wurden seit
Beginn des Talkboards (Jänner 2001) bis Feb-
ruar 2004 von den DiskutantInnen vorgeschla-
gen – das ergibt ein „Pool“ von mehr als 12.000
Beiträgen, aus dem mittels einer „geschichte-
ten Zufallstichprobe“ ein repräsentatives Sam-
ple für die Inhaltsanalyse gezogen wurde: 626
Postings, die von 225 DiskutantInnen auf das
Talkboard gestellt wurden, bildeten die Grund-
lage für diese empirische Analyse. Besonders
auffällig ist, dass fast ein Drittel der vorgeschla-
genen Themen keinen Anklang bei anderen
Talkboard TeilnehmerInnen fand. Die Ursachen
dafür konnten in dieser Analyse nicht ausfin-
dig gemacht werden und würden weitere em-
pirische Untersuchungen erfordern. 
Weiters zeigte sich, dass nur 25 von insgesamt
225 TeilnehmerInnen die Hälfte aller Beiträge
stellten. Diese wiederum versammelten sich vor-
wiegend in Kleingruppen (etwa 3 bis 4 Perso-
nen). Hier konnten die häufigsten Interaktionen
(z. B. direkte Antwort auf einen anderen Diskus-
sionsbeitrag) festgestellt werden. Jene Perso-
nen, die innerhalb des Erhebungszeitraums
durchschnittlich weniger Postings verfassten,
neigten eher dazu, neue Diskussionen zu ini-
tiieren als auf andere Kommentare, Anregun-
gen oder Fragen einzugehen. In 95 % der Fäl-
le war Englisch die vorherrschende Sprache,
wobei einige wenige versuchten in ihren je-
weiligen Landessprachen zu diskutieren – zu-
meist aber ohne nennenswerten Erfolg. 
Die Erfassung von rationalen Argumenten war
eine der größten Herausforderungen, die sich
bei der Entwicklung des Analyserahmens stell-
te. Hierbei erwiesen sich Studien, die ähnliche
Fragestellungen zu Online Diskussionen be-
arbeiteten, als adäquate Referenzpunkte. Vor
diesem Hintergrund wurden Nachvollziehbar-
keit in der Argumentation und Ausgewogenheit
in der Formulierung als Hauptkategorien für die
Bestimmung einer rationalen Darlegung von
Standpunkten bestimmt. Hinsichtlich des kri-
tisch-rationalen Diskurses konnte festgestellt
werden, dass mehr als zwei Drittel der Beiträ-
ge, sehr gut nachvollziehbare Argumentations-
linien aufwiesen. Etwa 30 % der Postings wur-
den zudem als „sehr ausgewogen“ codiert, da
die VerfasserInnen nicht nur treffenden Argu-
mente für ihre Meinungen vorbrachten, son-
dern auch Gegenstandpunkte in ihren Beiträ-
gen berücksichtigten. Während andere empiri-
sche Untersuchungen zu deliberativen Diskur-
sen in Internetforen oft nur ein sehr geringes
Maß an qualitativ gut geführten Diskussionen
identifizierten, konnte in dieser Inhaltsanalyse
das Gegenteil festgestellt werden. Die Themen-
vorschläge zeigen weiters, dass sich ein sehr
spezialisiertes (Fach-)Publikum einfindet, wel-
ches nicht nur grundlegende Fragen bzw. Pro-
blemstellungen (wie z. B. Sprachendominanz in
der EU) sondern auch tagespolitische Themen,
wie der viel diskutierte mögliche Unionsbeitritt
der Türkei, online verhandelt. 
Bleibt zuletzt die Frage nach dem individuellen
Nutzen dieser Online Diskussionen. Welchen
Mehrwert haben Online Debatten für die Teil-
nehmerInnen? Ein Diskutant scheint hierauf
eine sehr treffende Antwort gefunden zu haben,
wenn er in einem Posting schreibt […] „In any
case, the whole idea of debate, especially one
online, as I understand it, is to learn from each
other and to remove, in as much as it is possi-





Das ITA hat erstmals in Kooperation mit
der pharmazeutischen Industrie ein 
Health Technology Assessment (HTA) er-
stellt. Unter Berücksichtigung der inter-
nationalen wissenschaftlichen Literatur
sowie der österreichischen Gegebenhei-
ten wurden Implikationen für die Thera-
pie der chronischen Hepatitis C und für
den ökonomischen Ressourceneinsatzer-
arbeitet. Die Erstellung eines längerfris-
tigen Konzepts zum Management der
Hepatitis C mit den Schwerpunkten In-
formation, Prävention und optimale Ver-
sorgung der Erkrankten auf nationaler
Ebene wird empfohlen.
Hepatitis C ist eine entzündliche Erkrankung
der Leber, hervorgerufen durch das Hepatitis C
Virus (HCV). HCV wird vor allem durch direk-
ten Kontakt mit kontaminiertem Blut übertragen
(z. B. durch nicht auf HCV geprüfte Blutkonser-
ven, gemeinsamen Nadelgebrauch bei intra-
venös Drogenabhängigen). Die akute Erkran-
kung verläuft meist ohne schwerwiegende Symp-
tome. In bis zu 80 % nimmt die Erkrankung
einen chronischen Verlauf. Beschwerden tre-
ten jedoch erst 10 bis 20 Jahre nach der Infek-
tion auf. Zu den schwerwiegenden Folgeerkran-
kungen zählen Leberzirrhose und Leberzellkar-
zinom, die eine Lebertransplantation notwen-
dig machen können.
Weltweit sind schätzungsweise 170 Millionen
Menschen chronisch mit HCV infiziert. In Ös-
terreich leben bis zu 80.000 (0,5 bis 1 % der
Bevölkerung) potentiell chronisch infizierte Per-
sonen. Die HCV-Infektion stellt somit aufgrund
ihrer Häufigkeit und wegen der hohen Wahr-
scheinlichkeit chronischer und zum Teil progre-
dienter Krankheitsverläufe weltweit und auch in
Österreich eine medizinische und gesundheits-
politische Herausforderung dar.
Eine frühzeitig einsetzende Diagnostik und The-
rapie hilft, die Inzidenz schwerwiegender Kom-
plikationen zu senken. Dadurch wird ein medi-
zinischer sowie volkswirtschaftlicher Nutzen er-
wartet. Diese Überlegungen führten zur Initiie-
rung einer Aufklärungskampagne. Diese wurde
im Frühjahr 2003 von der „Action Hepatitis C“
(public-private partnership zwischen Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Frauen, AESCA
Pharma Ges.m.b.H., medizinischen Experten
und einer Selbsthilfegruppe) gestartet. Für die-
ses HTA wichtige Forschungsfragen wurden im
Herbst 2003/Frühjahr 2004 vom ITA und AESCA
Pharma Ges.m.b.H. gemeinsam identifiziert.
Schwerpunkte des Hepatitis C Management lie-
gen auf vorbeugenden sowie auf gezielten the-
rapeutischen Maßnahmen. Es gilt bevölkerungs-
und individualmedizinische Ansätze zu koor-
dinieren. Information und Prävention sind aus
epidemiologischer Sicht wesentlich. Eine anti-
virale Therapie mit pegylierten Interferonen in
Kombination mit Ribavirin ist für Patienten mit
chronischer HCV-Infektion, die noch keine The-
rapie erhalten haben und bestimmte Bedingun-
gen erfüllen, die effektivste Therapieform.
Die antivirale Kombinationstherapie kann viel-
fältige und schwerwiegende Nebenwirkungen,
wie z. B. grippeähnliche Symptome, Anämie,
Depression, auslösen. Diese beeinflussen we-
sentlich die Compliance (u. a. konsequente Ein-
nahme der Medikamente) der Patienten. Der The-
rapiebeginn ist fast immer mit einer Verschlech-
terung der Lebensqualität assoziiert. Weiters gilt
zu bedenken, dass das dauerhafte Ansprechen
auf die Therapie bei 50-80 % der Patienten un-
ter Studienbedingungen erzielt wurde. Fraglich
erscheint, ob die Therapie unter Routinebedin-
gungen zu ähnlichen Ergebnissen wie in Studi-
en führt.
Die Therapie mit pegylierten Interferonen in
Kombination mit Ribavirin wird als die medizi-
nisch effektivste aber auch teuerste Therapie-
strategie beschrieben. Gleichzeitig wird sie im
Vergleich zu akzeptierten Maßnahmen in ande-
ren medizinischen Bereichen sowie im Kontext
unterschiedlicher nationaler Gesundheitssyste-
me (z. B. in Deutschland, Großbritannien) als kos-
teneffektiv bewertet.
In Österreich werden Patienten mit HCV-Infek-
tionen an speziellen Zentren meist Spitalsam-
bulanzen, betreut. Das Vorgehen betreffend Di-
agnose, Therapie und Kontrolluntersuchungen
erscheint einheitlich zu erfolgen und richtet sich





chronischer Hepatitis C in Österreich
Die Bedrohung der Privatsphäre ist in-
ternational, zunehmend wird es auch die
Forschung über deren Auswirkungen.
Sieben EPTA1-Mitglieder führen ein ge-
meinsames Projekt zum Stand und den
Zukunftsperspektiven von Datenschutz
und Privatsphäre in Europa durch.
Gemeinsam mit KollegInnen aus Dänemark und
Norwegen war das ITA an der Konzeption ei-
nes länderübergreifenden Forschungsprojekts
zum Thema „Informations- und Kommunika-
tionstechnologien und Privatheit in Europa“ be-
teiligt. Nach Vorstellung des Projekts im Rah-
men des EPTA Directors Meetings im Mai in
Paris wurde Mitte Juni bei einem Kick-Off Mee-
ting in Oslo das Projekt offiziell in Angriff genom-
men. Es verfolgt zwei unterschiedliche wenn
auch sehr eng miteinander verwobene Ziele.
Hauptstoßrichtung bildet, wie bei jeder Technik-
folgenabschätzung die Erarbeitung von Hand-
lungsoptionen für Entscheidungsträger. Ein we-
sentlicher zweiter Aspekt in diesem Projekt ist
aber auch zu demonstrieren, wie aus den Er-
fahrungen und dem Wissen der unterschiedli-
chen nationalen, parlamentarischen TA-Einrich-
tungen durch Zusammenarbeit ein Mehrwert
entsteht, der nicht nur auf gesamteuropäischer
Ebene, sondern auch in den einzelnen nationa-
len Kontexten gewinnbringend eingesetzt wer-
den kann.
Der Schutz der Privatsphäre ist ein für Demo-
kratien unverzichtbares Grundrecht. Es ist aller-
dings sowohl von staatlicher wie auch von pri-
vatwirtschaftlicher Seite bedroht. Wesentlich be-
schleunigt und erleichtert wird dies durch tech-
nische Entwicklungen. Kaum ein Lebensbereich
lässt sich noch bewältigen, ohne elektronische
Spuren zu hinterlassen. Die oft vorgetragene
Gleichung „Mehr Überwachung = mehr Sicher-
heit“ führt im internationalen „Kampf gegen
den Terrorismus“ zu überzogenen Reaktionen
seitens der Politik, die massiv in dieses Grund-
recht eingreifen. Von Seiten der Unternehmen
wiederum sind personenbezogene Daten des-
halb so begehrt, weil man meint, durch – zu
Verhaltensprofilen zusammengefasste – Daten,
die KonsumentInnen besser zu kennen und mit
spezieller Ansprache und individueller Wer-
bung höhere Umsätze machen zu können. 
Einige Mitgliedsorganisationen von EPTA haben
sich schon in früheren Projekten mit Fragen des
Schutzes der Privatsphäre auseinandergesetzt.
Die unterschiedlichen Ansätze und Methoden
sowie die sehr stark kontextabhängigen – also
durch das jeweilige nationale politische und kul-
turelle Umfeld beeinflusste – Einschätzungen der
Bedrohungen stellen das Ausgangsmaterial für
dieses Gemeinschaftsprojekt dar. Unterschied-
liche Herangehensweisen und kulturelle Beson-
derheiten können so den Blick auf gemeinsam
geteilte Werte und Einstellungen, wie auch auf
noch offenen Fragen richten. Die Beachtung na-
lungen. Abgesehen von der optimalen Versor-
gung der Erkrankten sind die Akteure der Ge-
sundheitspolitik gefordert, die Anstrengungen
in der Vorbeugung der HCV-Übertragung spe-
ziell in Risikogruppen zu verstärken. Ein gene-
relles Screening wird aufgrund fehlender wis-
senschaftlicher Evidenz nicht empfohlen.
Für die nächsten Jahre stellt die chronische He-
patitis C aufgrund der Zunahme der behand-
lungsbedürftigen Patienten in Österreich ein re-
levantes gesundheitspolitisches Problem dar. Im
Hinblick auf die steigenden Behandlungskos-
ten wäre es wünschenswert, schon früh im Be-
handlungsplan prädiktive Parameter einzuset-
zen, um besser als bisher den zu erwartenden
Therapieerfolg abschätzen zu können. Die zah-
lenmäßige Bedeutung wird nach einem erwar-
teten Gipfel um das Jahr 2010 in Österreich ab-
nehmen, da eine der früheren Hauptinfektions-
quellen durch die Verbesserung der Blutproduk-
tesicherheit beseitigt wurde. Die angedachten
Handlungsoptionen können auch als Prototyp
für den Umgang mit anderen gesundheitspo-
litischen Fragestellungen, die Infektionskrank-







1 EPTA: European Parliamentary Technology Assessment.
Alle wirtschaftlichen und technischen Ak-
tivitäten haben letztlich das Ziel, die Le-
bensvoraussetzungen der Menschen zu
verbessern und ihre Lebenszufrieden-
heit zu steigern. Üblicherweise geht man
davon aus, dass das durch die Steige-
rung der Effizienz und, daraus folgend,
des Einkommens zu erreichen ist. Neue-
re Forschungen, die von der Selbstein-
schätzung der Zufriedenheit durch die
Betroffenen ausgehen, stellen diese An-
nahme in Frage: Soziale Faktoren, die
Einbindung in Entscheidungsprozesse,
oder die Absicherung im Sinne einer Ab-
schätzbarkeit der Entwicklung erwiesen
sich als viel wichtiger.1 Die Technikskep-
sis bzw. -feindlichkeit, die in vielen Län-
dern diagnostiziert wird, stellt sich in die-
sem Zusammenhang als Folge einer ge-
nerellen, viel tiefer liegenden Verunsi-
cherung heraus.
Nicht bloß die Volkwirte glauben, dass das
Einkommen der zentrale Bestimmungsgrund
menschlicher Aktivität und die Basis der Zufrie-
denheit der Bürger ist. Tatsächlich gilt das je-
doch nur für sehr arme Länder mit pro Kopf-
Einkommen unter € 10 000.2 Die Fehleinschät-
zung beruht darauf, dass sich Reiche üblicher-
weise glücklicher fühlen als Arme. Das hat je-
doch nicht mit dem absoluten sondern mit dem
relativen Einkommen zu tun: Am Zufrieden-
heits-Gefälle ändert sich nichts, wenn die Ein-
kommen aller gleichmäßig steigen, der Ein-
kommensabstand also gleich bleibt, auch wenn
dadurch die Armen so ‚reich' werden wie die
Reichen zuvor. Überdies übersah die Argumen-
tation, dass sich mit steigendem Einkommen
auch die Bedürfnisse anpassen – ein Handy, ein
Geschirrspüler oder ein Auto werden dann e-
ben zum Mindeststandard.
Viel wichtiger für die Zufriedenheit als das Ein-
kommen erwies sich eine aufrechte Ehe; sie ist
der wichtigste Faktor überhaupt: Verwitwete und
erst recht Geschiedene sind viel seltener zufrie-
tionaler Besonderheiten wiederum muss auch
im Politikprozess auf europäischer Ebene ihren
Niederschlag finden.
Das Projekt gliedert sich in drei Phasen, wobei
die erste vor allem darin besteht, bereits erar-
beitete Forschungsergebnisse zu erfassen und
auf Überschneidungen und auf noch unbehan-
delte Bereiche hin zu untersuchen. Ziel ist es,
technologische und politische Entwicklungen
auf ihr Bedrohungs- wie auch auf ihr Lösungs-
potential hin zu analysieren. In einer zweiten
Phase wird aus den Ergebnissen der einzelnen
Berichte eine Synthese angestrebt, die in weite-
rer Folge in Phase drei des Projektes zu Empfeh-
lungen verdichtet werden.
Methodisch werden wir so vorgehen, dass ne-
ben der Literaturanalyse auch partizipative Ele-
mente verwendet werden: Mit Hilfe der Einbe-
ziehung von Laien soll geklärt werden, welche
möglichen Bedrohungen auch wirklich als sol-
che empfunden werden. Am Ende wird ein Sze-
nario für ein Europa in 20 Jahren entwickelt, in
dem Regulierung, Recht, Organisation und Tech-
nologie die informationelle Privatheit für euro-
päische Bürger sichern sollen. Davon abgelei-
tet werden wir Handlungsoptionen und Empfeh-
lungen für Entscheidungsträger auf nationaler,
wie auch europäischer Ebene erarbeiten. Unse-
re Projektpartner sind Teknologirådet, Däne-
mark; Teknologirådet, Norwegen; POST, Groß-
britannien; viWTA, Belgien; das Rathenau Insti-
tuut, Niederlande und TA-Swiss, Schweiz. Die





2 Das österreichische pro Kopf-Einkommen beträgt derzeit
fast das Dreifache.
Lebenszufriedenheit und Verunsicherung
1 Die Ausführungen beruhen auf folgenden Arbeiten des
Autors: 
Der Wandel von der ‚Sozialdemokratischen Geborgenheit’
zur ‚Neuen Unsicherheit’ – Eine vernachlässigte Ursache
der Stagnation, Wirtschaft und Gesellschaft 30(1), 9-26.
Die Risikogesellschaft – Ein vernachlässigtes Konzept in der
europäischen Stagnationsdiskussion (ITA manu:script,
http://www.oeaw.ac.at/ita/pdf/ita_03_02.pdf).
Die ‚Neue Unsicherheit’ als Ursache der europäischen Stag-
nation (erscheint in Perspektiven der Wirtschaftspolitik).
Die Unzufriedenheit der Bürger mit den Zielen der Wirt-
schaftspolitik – Zu den Erkenntnissen der ‚happiness-For-
schung’ (erscheint in Wirtschaft und Gesellschaft 4/2004).
den als Verheiratete. Zeitwichtigster Bestim-
mungsgrund ist die Beschäftigung: Arbeitslo-
se büßen erheblich an Zufriedenheit ein, und
zwar durch den Verlust des Arbeitsplatzes als
solchem. Dass dahinter primär rein psychologi-
sche Elemente stehen wird dadurch bestätigt,
dass die Zufriedenheits-Einbuße viel kleiner ist,
wenn Arbeitslosigkeit ‚üblich' ist, also Ehepart-
ner und Freunde gleichfalls arbeitslos sind oder
die Arbeitslosenquote hoch ist. Zu den psycho-
logischen Folgen der Arbeitslosigkeit kommen
natürlich noch die materiellen – der Einkommens-
verlust – hinzu, doch sind diese viel kleiner.
Die Untersuchungen zeigen weiters, dass die
individuellen Bestimmungsgründe der Lebens-
zufriedenheit zwar wichtig, aber keineswegs die
einzigen sind. Das lässt sich schon an der gro-
ßen Unterschieden zwischen den europäischen
Staaten erkennen (siehe die Abbildung), die kei-
neswegs zur Gänze auf individuelle Unterschie-
de zurückgeführt werden können. Ein erhebli-
cher Teil der Länder-Unterschiede ergibt sich aus
dem jeweils herrschenden sozialen Klima, der
unterschiedlichen Abschätzbarkeit der Zukunft
und der Problemlösungskapazität des politi-
schen Systems.
Zu einem Lebenszufriedenheits-schaffenden
sozialen Klima gehört eine nicht zu ungleiche
Einkommensverteilung und ein hoher Grad an
Beschäftigung. Die Masse der Bürger – keines-
wegs bloß die Armen – fühlt sich nicht wohl,
wenn es Anderen sehr viel schlechter geht; da-
bei dominiert die soziale Motivation, die Be-
fürchtung selbst einmal in diese Situation zu
kommen, scheint sekundär. Auch Partizipation,
im politischen Bereich wie am Arbeitsplatz ge-
hört zu den wichtigen Bestimmungsgründen der
Lebenszufriedenheit.
Verunsicherung mangels Abschätzbarkeit der Zu-
kunft scheint ein weiterer zentraler Bestimmungs-
grund zu sein, der empirisch allerdings weniger
leicht zu fassen ist. ‚Sicherheit' ist mit steigen-
dem Wohlstand in der Zielhierarchie der Bürger
deutlich aufgerückt; Strukturwandel mit nicht
leicht erkennbaren Folgen, Technologien mit
unbekanntem Risikopotential, Finanzierungs-
probleme des Staats (Staatsschulden) oder be-
sonders des Sozialsystems gehören zu den Fak-
toren, die in vielen Staaten wichtige Ursache der
Verunsicherung und damit geringer Lebens-
zufriedenheit sind.
Die Verunsicherung mangels Abschätzbarkeit
der Zukunft wirkt sich dann besonders negativ
auf die Lebenszufriedenheit aus, wenn sie mit
Zweifeln an der Problemlösungskapazität des je-
weiligen Systems einhergeht. Persönliche Nach-
teile wirken auf die Lebenszufriedenheit dann
nicht negativ, wenn deren Notwendigkeit klar-
gestellt wird, und die Belastungen fair verteilt
sind. Ein Vergleich der Entwicklung in der nor-
dischen Staaten mit denen in den großen EU-
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Wie die Übersicht zeigt, halten sich die Bürger
der nordischen Staaten für markant zufriede-
ner als die deutschen, französischen und ita-
lienischen.3 Ein Teil dieser Unterschiede kann
durch die gleichmäßigere Einkommensvertei-
lung im Norden und die im allgemeinen gerin-
gere Arbeitslosigkeit (Ausnahme Finnland) er-
klärt werden. Zumindest gleich wichtig erscheint
jedoch der geringere Grad an Verunsicherung:
Das gilt für physische Sicherheit ebenso wie für
die Einschätzung von Veränderungen im Allge-
meinen und technischer Änderungen im Beson-
deren. Die größere Akzeptanz von Änderungen
im Norden ist vor allem deswegen bemerkens-
wert, weil die Bevölkerung dort einen sogar ü-
berdurchschnittlichen Einfluss der Veränderun-
gen auf das eigene Leben erwartet, und das
Gefühl, mit dem technischen Fortschritt nicht
Schritt halten zu können, auch nicht schwächer
ausgeprägt ist als in den drei großen Vergleichs-
staaten. Dennoch werden diese Änderungen
akzeptiert und von einem relativ größeren Teil
der Bevölkerung sogar als Chance wahrge-
nommen. Demgemäss stehen die Nordländer
neuen Technologien in jeder Weise positiver ge-
genüber als Deutsche, Franzosen und Italiener.
Maßgebend für die geringere Verunsicherung im
Norden ist das größere Vertrauen der Nordlän-
der: untereinander ist es rund doppelt so hoch
wie in den großen Flächenstaaten, in den Staat
ist um ein Viertel höher, in die Politiker doppelt
bis viermal so hoch. Die geringere Verunsiche-
rung spiegelt auch, dass die Nordländer ihre
Arbeitsplätze als sicherer einschätzen, obwohl
die Beschäftigungsverhältnisse nicht bloß in der
Vergangenheit kürzer gedauert haben, sondern
auch für die Zukunft häufigerer Beschäftigungs-
wechsel erwartet wird als in den großen EU-
Staaten. Dahinter steht nicht bloß die Beschäfti-
gungspolitik des Staats, sondern auch ein Aus-
bildungs- und Organisationssystem der skandi-
navischen und finnischen Firmen, das rund dop-
pelt so viele Mitarbeiter betrieblich weiterbil-
det und Verantwortung stärker delegiert. Da-
hinter steht aber auch eine Strategie der Re-
gierungen, Reformen nicht dadurch erzwin-
gen zu wollen, dass eine Krise des jeweils herr-
schenden Systems behauptet wird, und ein Sys-
temwechsel unverzichtbar wäre; man scheute
im Norden nicht die Überzeugungsarbeit weit-






3 Die Spanier, Griechen und Portugiesen werden hier nicht
berücksichtigt um den Vergleich auf Länder mit ähnlich
hohem pro Kopf-Einkommen zu beschränken.
Das ITA veranstaltet in Kooperation mit
dem Institut für Publizistik- und Kommuni-
kationswissenschaft der Universität Wien
(IPKW) und der Österreichischen Gesell-
schaft für Kommunikationswissenschaft
(ÖGK) die 10. Kommunikationswissen-
schaftlichen Tage – KWT'04 – zum Thema
„Medialer Wandel und Europäische Öf-
fentlichkeit“.
Die Herausbildung von europäischer Öffent-
lichkeit beeinflusst die soziale und politische In-
tegration in Europa: Form und Ausmaß euro-
päischer Öffentlichkeit sind mitbestimmend für
die demokratische Qualität der Europäischen
Union. Öffentlichkeit – verstanden als interme-
diärer Kommunikationsraum für politische Ak-
teure und Akteure der Zivilgesellschaft – soll so-
wohl demokratische Funktionen wie Kontrol-
le, Informationsvermittlung und Meinungsbil-
dung als auch soziale Funktionen wie gesell-
schaftliche Integration erfüllen. Defizite euro-
päischer Öffentlichkeit werden als zentrale Ur-
sachen für europäische Demokratiedefizite dis-
kutiert. Nachdem Öffentlichkeit maßgebend
über das gesellschaftliche Mediensystem her-
gestellt wird, stellt sich die Frage, ob und wie
sich das im Übergang zur Informationsgesell-
schaft stark wandelnde Mediensystem und da-
mit verbundene Formen elektronischer Demo-




Die Konferenzbeiträge bieten einen Überblick
zum aktuellen Stand der Forschung zur Bedeu-
tung, Entstehung und den Strukturbedingungen
europäischer Öffentlichkeit.
Zeit
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Das ITA hat den Elfenbeinturm schon vor
langem verlassen. Es organisiert seit et-
wa vier Jahren in mehreren Reihen öf-
fentlich zugängliche Veranstaltungen:
(1) das monatlich stattfindende ITA-Se-
minar in der Bibliothek mit externen, oft
internationalen Vortragenden zur Tech-
nikfolgenabschätzung und verwandten
Themen; (2) die jährliche österreichische
TA-Konferenz, ebenfalls mit wachsender
internationaler Beteiligung, vor allem aus
dem deutschsprachigen Raum; und (3)
die Vortragsreihe zu Health Technology
Assessment und Evidence Based Medi-
cine, in unregelmäßigen Abständen mit
prominenten Vortragenden aus Wissen-
schaft und Gesundheitspolitik. Dazu kom-
men noch einige weitere Veranstaltun-
gen, wie Konferenzen außerhalb der TA-
Reihe oder Beteiligungen an der Science
WeekAustria – alles in allem 75 Veran-
staltungen seit Herbst 2000.
Schon bisher wurden diese Ereignisse nicht nur
direkt über unseren E-Mail-Verteiler Interessier-
ten angekündigt, sondern waren auch ein wich-
tiges Element des umfassenden Informations-
angebots des ITA im World Wide Web. Wir sind
auch weiterhin bemüht, Termine, Titel, Kurzfas-
sungen und Links zu weiterführenden Quellen
zu diesen Veranstaltungen zu archivieren. An-
gesichts der stets steigenden Anzahl von Einträ-
gen in unserem Terminkalender erwies es sich
als notwendig, die bisherigen einfachen Listen
in eine eigene Datenbank zu überführen. Seit
kurzem ist nun diese neue Kalenderdatenbank
online. Neben der für uns vereinfachten Termin-
und Archivverwaltung ergibt sich auch ein Vor-
teil für die UserInnen der ITA-Homepage: Ein
zusätzliches Suchformular (neben der Publika-
tions- und der Projektsuche) gestattet es, gezielt
nach Terminen zu suchen. Dabei kann im Ver-
anstaltungstitel gesucht werden. Die Suche
kann auch nach den Namen der Vortragenden,












Die internationale Gesellschaft für Health Tech-
nology Assessment (HTAi vormals ISTAHC) ver-
anstaltete ihre 20ste Jahrskonferenz, und war
mit 600 TeilnehmerInnen aus 45 Ländern nicht
nur gut besucht sondern war auch erstmals in
einem der neuen EU-Länder (Polen) zu Gast.
Neben der Möglichkeit, sich einen Überblick
über die Leistungen, d. h. die Assessment-Pro-
duktion der zahlreichen non-profit (in INAHTA
organisiert), aber auch for-profit (z. B. ECRI,
Hayes) Institutionen zu informieren, waren auch
Trends und Tendenzen bei Methoden, Imple-
mentierungsinstrumenten, Beziehungen zur In-
dustrie zu beobachten und wurde diskutiert.
HTA: Innovationshemmnis 
oder -motor ?
In der Darstellung verschiedener Implemen-
tierungsinstrumente und deren Impact stand
implizit das unterschiedliche Niveau der Veran-
kerung von HTA als Politikinstrument zur Dis-
kussion: Systematische Evaluation junger/neu-
er Leistungen zur Entscheidung über (öffentli-
che) Refundierung finden seit langem (seit 10-
15 Jahren) vor allem in Australien, Großbritan-
nien, Kanada, Spanien und Schweden statt.
Hier wird verstärkt auf die Rolle von HTA in ei-
ner aktiven Forschungs- und Technologiepoli-
tik, also als Innovationsmotor diskutiert. Wäh-
rend HTA in einer ersten Phase der Einführung
als Politikinstrument primär als Innovations-
Internationale HTA-Jahrestagung in Krakau
hemmnis von Industrie und Ärzteschaft erlebt
wird (Österreich und Deutschland befinden sich
in dieser Phase), wird es in einer zweiten Pha-
se als Filter zur Differenzierung und Ausschei-
dung kostentreibender, aber nicht innovativer
Interventionen verwendet. Einige dieser Phase 2-
Länder (Niederlande, Schweiz) entwickeln und
verwenden Instrumente, um eine unklare Evi-
denzlage durch Anwendungswissen aus klini-
scher Praxis zu bereichern: Anwendungsregis-
ter und zeitlich limitierte Anwendungen unter
Evaluation. In jenen Ländern, in denen HTA be-
reits verankert und ein Teil der Entscheidungs-
kultur ist, kann dann auch die erlebte „Bedro-
hung“ in eine zukunftsorientierte Forschungs-
politik transfomiert werden. Ehrlichkeitshalber
ist zu sagen, dass Phase 3 – (Gesundheits-)Tech-
nologiepolitik, die auf der Formulierung be-
darfsorientierter Forschungsfragen basiert und




Festgefahren scheint dagegen die Diskussion zu
möglichen Kooperationsfeldern zwischen HTA
und Industrie. Polarisierend wirken hier Begrif-
fe wie „Bias“ (im Forschungsdesign, in der Aus-
wahl der Patienten, in der Publikation etc.) und
„Analogpräparate“ (engl. Me-Too). Gemeinsa-
me Sprache findet man eher im pre-marketing
und pre-Zulassungs Bereich und in der Diskus-
sion zu einer möglichen Zusammenarbeit bei
der Erstellung von Forschungsprotokollen für
klinische Studien oder Phase IV Anwendungs-
register, bei der Standardisierung der Ärzte-
honorierung und anderen ethischen Fragestel-
lungen. Wie wichtig aber eine Kooperation mit
der Industrie ist, zeigt sich in der Etablierung
von 3 neuen Emerging Technologies/Horizon
Scanning HTA-Programmen. 
Ältere HTA-Institutionen haben seit langem
„Emerging Technologies“ (Kanada: CCOHTA
http://www.ccohta.ca/entry_e.html), „Horizon Scan-
ning“ (GB: NHSC http://www.publichealth.bham.
ac.uk/horizon/outputs.htm) „Alert“ (Schweden:
SBU http://www.sbu.se/www/index.asp) oder „Tech-
scan“ Programme (Canada/Alberta: AHFMR
http://www.ahfmr.ab.ca/publications.html). Nun
haben 3 weitere Institutionen derartige Program-
me, in denen systematisch Industrieinforma-
tionen und Klinische Phase II-Studien ausgewer-
tet werden, eröffnet: in Dänemark (DACETA:
„Early Warning“), Australien (NET-S-chirurgische
Interventionen http://www.surgeons.org/asernip-s/
net-s/index.htm) und Spanien (ATES/SINTESIS
http://www.isciii.es/publico/). Die frühe Identifi-
kation neuer Technologien ist in hohem Ausma-
ße von dem Zugang zu Industrie-Informationen
abhängig. Systematiken zur Abschätzung der
klinischen Bedeutung und des ökonomischen
Impacts, sowie der Selektion für erweiterte Eva-
luierung waren Inhalt des wissenschaftlichen
Austausches. 
Markt und HTA: 
„Austherapierte“ und 
Palliativ-Patienten 
Mit der Zunahme älterer chronisch kranker Pa-
tienten eröffnen sich zwei große neue Märkte
resp. medizinsche Anwendungsfelder: das An-
wendungsfeld der degenerativen Erkrankun-
gen im Bewegungsapparat, die mit Abnützung
und Alter assoziiert sind, ist ein Bereich, in dem
zahlreiche – wenig evidenzbasierte – neue Tech-
nologien auf den Markt drängen. Die sog. „aus-
therapierten Fälle“, also Patienten, bei denen
alle herkömmlichen etablierten Methoden ver-
sucht wurden, haben einen Leidensdruck und
bewirken dementsprechend eine Nachfrage.
Andererseits bewirken einige onkologische The-
rapien die Verlängerung der letzten Lebensmo-
nate. Palliativtherapien, die nicht zur Verlän-
gerung, aber – ebenfalls wenig evidenzbasiert
– zur Leidenserleichterung beitragen sollen,
drängen auf den Krankenhausmarkt. Auf der
HTAi-Konferenz diskutiert wurde in diesem Kon-
text der Beitrag von HTA zu einem „mündigen
Patienten“ als wesentlicher Nachfrager nach
Leistungen. Eine finnische Studie zeigte aller-
dings die starken Interdependenzen von Patien-
tenorganisationen mit industriellen Förderern
und den damit verbundenen Mangel an unab-
hängiger Information
Der Einführungsvortrag von Lech Walesa be-
fasste sich mit jener Werthaltung, mit der er
selbst große Bekanntheit erlangte: Solidarnosc.
Mit charismatischen Worten sprach er die Not-
wendigkeit an, das solidarische Gesundheits-
system durch die Konzentration auf die Erbrin-




Was einfach klingt (Assessments zu erarbeiten),
ist in der alltäglichen Praxis deutlich schwieriger.
HTA lebt im Spannungsbereich, wissenschaft-
lich präzise und gleichzeitig politisch relevan-
te Aussagen zu machen, komplexe Inhalte ver-
ständlich darzustellen sowie mit beschränkten
Kapazitäten selektiv vorzugehen und den In-
novationsbedarf der Gesundheitsversorgung
nicht zu dämpfen – ein Balanceakt! 
(Claudia Wild)
Seit 2003 wird am Oregon EPC/Evidence-
based Practice Center das „Oregon Drug
Class Review“ Projekt gearbeitet: In sys-
tematischen Übersichtsarbeiten wird die
Wirksamkeit von Medikamenten inner-
halb derselben Klasse verglichen. Die
Ergebnisse sind nicht nur aus klinischer
Perspektive interessant, sonders insbe-
sonders für die Gesundheitspolitik von
Relevanz, müssen sich kostenintensive
patentgeschützte Medikamente den Ver-
gleich mit billigen Generika gefallen las-
sen. Derzeit sind 11 derartige compara-
tive Analysen, die im Übrigen alle 6 Mo-
nate „updated“ werden frei verfügbar.
Die Pharmafirmen stehen diesem Pro-
jekt – naturgemäß – sehr kritisch gegen-
über. 
Es zeigt sich, dass die Unterschiede der ver-
schiedenen Präparate innerhalb derselben Me-
dikamenten-Klasse (häufig) sehr gering sind.
Verglichen werden die Efficacy/Wirksamkeit im
klinischen Setting, der Response/das Anspre-
chen und der Speed of Response/Ansprechdy-
namik, Nebenwirkungen, Wirksamkeit bei Sub-
gruppen, Outcome und Nutzen wie Lebensqua-
lität für Patienten. 
Bislang wurden systematische Reviews zu fol-
genden Medikamentenklassen gemacht:
Ace-Inhibitoren, Beta Adrenergic Blockers, Cal-
cium Blocker, Östrogene, long acting Opioide,
Non-Steroidal Anti-Inflammatory Drugs, Proto-
nen-Pumpen Hemmer, Oral Hypoglycemics,
Skeletal Muscle Relaxants, Statins, Triptans, Uri-
nary Incontinence Drugs. Angiotensin Receptor
Blockers, Antidepressants, 2nd Generation,
Anti-Epileptic Drugs, Antihistamines (2nd Gene-
ration), Atypical Antipsychotics folgen dem-
nächst. 
Das „Oregon Drug Class Review“ Projekt ist
durch öffentliche Gelder finanziert; die Themen
werden durch die Gesundheitsverwaltung der
Staaten Washington und Idaho in Auftrag ge-
geben. Methodisch wird entsprechend dem
Prozess in systematischen Übersichtsarbeiten
vorgegangen: umfangreiche Literatursuche in
den bekannen Datenbanken, aber auch hand-
searching, Qualitäts- und Validitätsassessment
der inkludierten Studien von zumindest 2 unab-
hängigen Reviewern, Datenextraktion durch zu-
mindest 2 Reviewer, Datensynthese und Erstel-
lung von Evidenztabellen. Danach Peer Review
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11. Oktober 2004, 17–19 Uhr
Christine Bellamy
Nottingham Trent University 
(Faculty of Economics and Social Sciences)
„Joining up government: Thoughts 
from the UK on Modernising Government“
(Vortrag auf Englisch)
Ort: Bibliothek des ITA, 1030 Wien, Strohgasse 45, 3. Stock, Tür 5
Um Anmeldung wird gebeten: per E-Mail: torg@oeaw.ac.at
bzw. telefonisch: (01)-515 81/6588
INSTITUT FÜR TECHNIKFOLGEN-ABSCHÄTZUNG ÖSTERREICHISCHE AKADEMIE DER WISSENSCHAFTEN












INSTITUT FÜR TECHNIKFOLGEN-ABSCHÄTZUNG ÖSTERREICHISCHE AKADEMIE DER WISSENSCHAFTEN
16. November 2004, 17–19 Uhr
George Gaskell
Methodology Institute and Department of Social Psychology, 
London School of Economics and Political Science (LSE)
„Biotechnology and the Public: 
Lessons learned for technologies to come“ 
(Vortrag auf Englisch) 
Ort: Bibliothek des ITA, 1030 Wien, Strohgasse 45, 3. Stock, Tür 5
Um Anmeldung wird gebeten: per E-Mail: torg@oeaw.ac.at
bzw. telefonisch: (01)-515 81/6588
23. November 2004, 10–12 Uhr
Günther Jonitz
Präsident der Berliner Ärztekammer
„Ärztekammerpolitik und EBM/HTA?“
Ort: Bibliothek des ITA, 1030 Wien, Strohgasse 45, 3. Stock, Tür 5
Um Anmeldung wird gebeten: per E-Mail: torg@oeaw.ac.at
bzw. telefonisch: (01)-515 81/6588




INSTITUT FÜR TECHNIKFOLGEN-ABSCHÄTZUNG ÖSTERREICHISCHE AKADEMIE DER WISSENSCHAFTEN
14. Dezember 2004, 17–19 Uhr
Renée Schroeder
Institut für Mikrobiologie und Genetik, Universität Wien 
„Erfahrungen mit und in Ethik-Kommissionen:
zum Verhältnis von Politik und 
Naturwissenschaften“
Ort: Bibliothek des ITA, 1030 Wien, Strohgasse 45, 3. Stock, Tür 5
Um Anmeldung wird gebeten: per E-Mail: torg@oeaw.ac.at
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